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	§ 38 AktO mit Listen 20, 21, Muster 30 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 38 Erstinstanzliche Prozesssachen des Landgerichts
	§ 19 Erstinstanzliche Zivilprozesssachen vor den Landgerichten

	(1) Die erstinstanzlichen Zivilprozesssachen vor dem Landgericht und der Kammer für Handelssachen und Anträge außerhalb eines anhängigen Verfahrens werden nach Maßgabe der Liste 20, die Verfahren nach dem Therapieunterbringungsgesetz werden nach Maßgabe der Liste 21 mit dem Zusatz „Th“ erfasst.
	Zusatzzeichen entfällt

	(2) 1Zu den unter dem 
Registerbuchstaben O einzutragenden bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zählen 
insbesondere
	§ 19 (1) 1Als erstinstanzliche Zivilprozesssache sind zu registrieren:
1.	Prozessverfahren unter dem Registerzeichen „O“, 
insbesondere

	-	die Zivilprozesse einschließlich der Urkunden-, Wechsel- und Scheckprozesse,
	a)	Klagen einschließlich der abgegebenen Mahnverfahren,

	-	die Arreste und Anträge auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Kontenpfändung,
	b)	Arrestgesuche und Anträge auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Kontenpfändung,

	-	einstweilige Verfügungen,
	c)	Anträge auf Erlass einer einstweiligen Verfügung,

	-	die Anträge auf Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen, 
	beispielhafte Aufzählung

	-	die Anträge auf Aufhebung oder Abänderung der Vollstreckbarerklärung und die Verfahren auf Aufhebung von Schiedssprüchen, soweit hierfür ausnahmsweise aufgrund staatsvertraglicher Regelungen die Landgerichte zuständig sind*,
*vgl. z.B. Art. 13 Abs. 3 des Abkommens zwischen der BRD und dem Königreich Belgien vom 30.06.1958 über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden sowie Art. 53 i. V. m. Art. 37 Abs. 1 Nr. 1 des Vertrages vom 19.07.1966 zwischen der BRD und der Tunesischen Republik über Rechtsschutz und Rechtshilfe, die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen sowie über die Handelsgerichtsbarkeit.
	e)	Anträge auf Aufhebung von Schiedssprüchen sowie auf Aufhebung oder Abänderung der Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen, soweit hierfür ausnahmsweise aufgrund staatsvertraglicher Regelungen die Landgerichte zuständig sind,

		die Anträge auf Vollstreckbarerklärung von Anwaltsvergleichen (§ 796a ZPO),
	d)	Anträge auf Vollstreckbarerklärung von ausländischen Titeln und Anwaltsvergleichen nach § 796a ZPO sowie Anträge auf deren Aufhebung und Abänderung,

	-	die Anträge auf Vollstreckbarerklärung ausländischer Vollstreckungstitel sowie die Anträge auf Aufhebung oder Abänderung einer solchen Vollstreckbarerklärung
	

	-	die Anträge auf Vollstreckbarerklärung von Entscheidungen nach Art. 38 VO (EG) Nummer 44/2001 (§ 1 Absatz 2 AVAG).
	beispielhafte Aufzählung

	
	f)	Anträge auf Versagung der Anerkennung oder der Vollstreckung ausländischer Titel,

	
	g)	Bauland-, Entschädigungs- und Wiedergutmachungssachen,

	
	h)	Anträge, die nach den Vorschriften des FamFG zu behandeln sind, zum Beispiel:
aa)	in den im SpruchG genannten Verfahren,
bb)	nach dem ThUG,
cc)	nach dem GmbHG, AktG und UmwG,
dd)	auf auskunftsrechtliche Anordnung, …

	2Anträge auf Bestätigung inländischer Titel als Vollstreckungstitel (§ 1079 ZPO) und Anträge auf Berichtigung oder Widerruf gerichtlicher Bestätigungen (§ 1081 ZPO) sind ohne Neuerfassung zu den Akten zu nehmen.
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend…

	(3) Zu den 
Anträgen außerhalb eines anhängigen Rechtsstreits 
(OH) gehören z.B. 
	§ 19 (1) 1Als erstinstanzliche Zivilprozesssachen sind zu registrieren: …
2.	Anträge und Handlungen außerhalb eines anhängigen erstinstanzlichen Prozessverfahrens unter dem Registerzeichen „OH“, insbesondere

	Anträge auf Einstellung der Zwangsvollstreckung (§ 769 Absatz 1, § 771 Absatz 3 ZPO),
	beispielhafte Aufzählung

	Anträge auf selbständige Beweisverfahren (§ 485 ff. ZPO) und
	a)	Anträge auf selbstständige Beweisverfahren nach §§ 485 bis 494a ZPO,

	Anträge nach § 127 GNotKG.
	c)	Anträge auf gerichtliche Entscheidungen nach § 127 GNotKG,

	
	b)	Anträge in Zwangsvollstreckungsverfahren nach §§ 887, 888, 890 ZPO zu Titeln, mit denen das Gericht erstmals befasst ist, 

	
	d)	Anträge auf Festsetzung von Kosten des Mahnverfahrens nach § 11 RVG.

	(4) Über Arreste, einstweilige Verfügungen und Verfahren auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Kontenpfändung werden stets besondere Blattsammlungen angelegt; wenn aber die Hauptsache anhängig ist, werden sie nicht gesondert, sondern bei den Hauptakten aufbewahrt. 
	2Klagen, Arrestgesuche, Anträge auf Erlass eines Beschlusses 
zur vorläufigen Kontenpfändung und Anträge auf Erlass einer einstweiligen Verfügung sind jeweils gesondert zu registrieren.

	(5) Über die O-Sachen wird ein 5 bis 10 Jahrgänge umfassendes alphabetisches Namenverzeichnis nach dem Namen der bzw. des Beklagten (Antragsgegnerin oder Antragsgegners) geführt; der Name der Klägerin bzw. des Klägers (Antragstellerin oder Antragstellers) ist ebenfalls zu vermerken.
	wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	(6) Über die Termine zur mündlichen Verhandlung wird ein Verhandlungskalender (Muster 30) geführt.
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen.

	
	

	Liste 20 (… § 38 Abs. 1 …)
	

	Zivilprozesssachen … des Landgerichts (O, OH) und …
	

	Zu erfassen sind:
	§ 19 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: 

	
	1.	Aktenzeichen,

	1.	Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs,

	2.	a)	Name der Klägerin (Antragstellerin) oder des Klägers (Antragstellers)
b)	Name der Beklagten (Antragsgegnerin) oder des Beklagten (Antragsgegners)
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum, oder Bezeichnung der Parteien oder Beteiligten sowie deren Anschrift:
a)	Kläger oder Antragsteller,
b)	Beklagter oder Antragsgegner,
c)	weiterer Beteiligter,

	
	4.	Datum und Art der Erledigung,

	3.	Jährlich fortlaufende Nummer
	

	4.	Jahr der Weglegung
	5.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	5.	Bemerkungen
	6.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	
	§ 19 (3) 1Ist ein Mahnverfahren vorausgegangen, ist in Absatz 2 Nummer 2 das Datum des Eingangs bei dem Gericht, das mit der Streitsache befasst wird, zu vermerken. 2Die Dokumente des abgegebenen Mahnverfahrens sind zur Akte des Prozessgerichts zu nehmen.

	Erläuterungen:
	

	1.	1Wird ein Verfahren fortgesetzt, nachdem die Sache als erledigt weggelegt worden ist, ist der Tag des Eingangs des Schriftsatzes, durch den das Verfahren seinen Fortgang nimmt, in dem für Bemerkungen vorgesehenen Feld zu erfassen.
	Statistik

	2Die bisher erfassten Daten sind für die laufende Bearbeitung unter Hinweis auf die Fortsetzung zugänglich zu machen. 
	Geschäftsstellenautomationsprogramme

	3Bei manueller Registerführung ist gleichzeitig das Jahr des Weglegens durchzustreichen.
	wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	2.	1Wird ein Verfahren von einem anderen Verfahren abgetrennt, behält eines der Verfahren die bisherige Nummer, das andere Verfahren wird unter neuer Nummer erfasst. 
	§ 7 (2) 1Für ein abgetrenntes Verfahren ist ein neues Aktenzeichen zu vergeben.

	2Unter Bemerkungen ist ein wechselseitiger Verweis auf die Verfahren zu erfassen.
	§ 7 (2) 4Die Abtrennung ist auf den Aktenumschlägen zu vermerken.

	3.	Ist die Sache für die Instanz beendet (z.B. durch Beschluss, Zurücknahme usw.) oder gilt sie nach § 7 Abs. 3 als erledigt, ist dies im Feld Bemerkungen entsprechend kenntlich zu machen.
	§ 19 (2) …
4.	Datum und Art der Erledigung,

	4.	1Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind Verfahren, die dem Landgericht als erster Instanz zugewiesen und nach den Verfahrensvorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu behandeln sind, unter dem Registerzeichen O mit einem das Verfahren kennzeichnenden Zusatz zu erfassen; der Aktenumschlag ist ebenfalls mit einem das Verfahren kennzeichnenden Zusatz zu versehen.
	§ 19 (1) 1Als erstinstanzliche Zivilprozesssache sind zu registrieren:
1. Prozessverfahren unter dem Registerzeichen „O“, insbesondere …
h)	Anträge, die nach den Vorschriften des FamFG zu behandeln sind, zum Beispiel:
aa) in den im SpruchG genannten Verfahren,
ab) nach dem ThUG,
ac) nach dem GmbHG, AktG und UmwG,
ad) auf auskunftsrechtliche Anordnung, …

Zusatzzeichen entfallen

	2Als Zusätze sind vorzusehen für
-	Verfahren nach dem GmbH-/ Aktiengesetz	AktG
-	Wertpapierbereinigungssachen	WP
-	Vertragshilfesachen	VH
-	Verfahren nach dem Umwandlungsgesetz	UmwG
-	Verfahren nach dem Spruchverfahrensgesetz	SpruchG
	

	3Bei den Verfahren nach dem GmbH-, Aktien- oder Umwandlungsgesetz sind Abgaben innerhalb des Gerichts besonders kenntlich zu machen.
	

	4Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz sind besonders kenntlich zu machen.
	

	5Verfahren nach dem Gesetz über das gesellschaftsrechtliche Spruchverfahren (SpruchG) sind besonders kenntlich zu machen.
	

	5.	Die (Neu)Erfassung unterbleibt bei
a)	Einspruch gegen ein Versäumnisurteil,
b)	Widerspruch oder Beschwerde gegen den in Arrest-, einstweiligen Verfügungssachen und Verfahren zur vorläufigen Kontenpfändung erlassenen Beschluss,
c)	Verfahren, die nach Erlass eines Vorbehaltsurteils (§§ 600, 302, § 145 Abs. 3 ZPO) im Nachverfahren weiter betrieben werden,
d)	Verfahren, die durch Urteil oder Beschluss in der Instanz erledigt worden sind und zur erneuten Verhandlung und Entscheidung aus der Rechtsmittelinstanz zurückverwiesen werden,
e)	Eingang eines Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe oder ein eingehendes Ersuchen um grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe (§ 1078 ZPO), sofern die Sache bereits anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird,
f)	Eingang einer Klage, sofern für die Hauptsache bereits ein Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe oder ein Ersuchen um grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe (§ 1078 ZPO) läuft oder innerhalb der letzten drei Monate durch Beschluss erledigt worden ist; ist innerhalb der Drei-Monatsfrist gegen den ablehnenden Beschluss eines erstinstanzlichen Gerichts Beschwerde eingelegt worden, unterbleibt die Neuerfassung auch dann, wenn die Klage vor Ablauf von drei Monaten nach der Erledigung der Beschwerde eingeht,
g)	allen unter OH zu erfassenden Anträgen, wenn die Hauptsache anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird,
h)	Anträgen auf Grund der Bestimmungen über die Vollstreckung deutscher Vollstreckungstitel im Ausland.
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gerichts oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend
1.	Prozess- und Verfahrenskostenhilfe sowie Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens,
2.	Zwangs- und Ordnungsmittel,
3.	Berichtigung und Ergänzung,
4.	Aufhebung und Abänderung,
5.	Rechtsbehelfe,
6.	Rügen,
7.	Straf- und Zwangsvollstreckung,
8.	Fortführung nach Aussetzung, Nichtbetrieb, Ruhen oder Unterbrechung,
9.	Fortführung nach Zurückverweisung, wenn derselbe Spruchkörper tätig wird,
10.	Kosten- und Vergütungsfestsetzung,
11.	Rechtskraftzeugnisse und Vollstreckungsklauseln,
12.	Kostenansatz und Mitteilungen,
13.	Ablehnung von Gerichtspersonen.
§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	6.	
Nichtigkeits- und Restitutionsklagen gegen rechtskräftige Urteile der ersten Instanz sind unter neuer Nummer zu erfassen.
	§ 2 (1) 4Abänderungsklagen nach §§ 323, 323a ZPO, Abänderungsanträge nach §§ 225 bis 227 und §§ 238 bis 240 FamFG, Restitutions- und Nichtigkeitsklagen nach § 578 ZPO und Wiederaufnahmeanträge nach § 48 Absatz 2, §§ 118, 185 FamFG erhalten ein neues Aktenzeichen.

	7.	1Unter dem Registerzeichen OH werden die 


selbständigen Beweisverfahren und 


Anträge nach § 127 GNotKG jeweils getrennt von sonstigen Anträgen außerhalb eines bei Gericht anhängigen Verfahrens erfasst. 
	§ 19 (1) 1Als erstinstanzliche Zivilprozesssachen sind zu registrieren:
2.	Anträge und Handlungen außerhalb eines anhängigen erstinstanzlichen Prozessverfahrens unter dem Registerzeichen „OH“, insbesondere
a)	Anträge auf selbstständige Beweisverfahren nach §§ 485 bis 494a ZPO,
b)	Anträge in Zwangsvollstreckungsverfahren nach §§ 887, 888, 890 ZPO zu Titeln, mit denen das Gericht erstmals befasst ist, 
c)	Anträge auf gerichtliche Entscheidungen nach § 127 GNotKG,
d)	Anträge auf Festsetzung von Kosten des Mahnverfahrens nach § 11 RVG.

	2Bei den unter OH erfassten Verfahren sind Abgaben innerhalb des Gerichts besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	8.	Wird ein Rechtsstreit von der Zivilkammer an die Kammer für Handelssachen oder von dieser an die Zivilkammer verwiesen, ist dies im Feld Bemerkungen entsprechend zu vermerken.
	§ 19 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
6.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	9.	Die Anträge auf Bestätigung einer Entscheidung als Europäischer Vollstreckungstitel nach VO (EG) Nummer 805/2004 (§ 1079 Nr. 1 ZPO) sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 21 (§ 38 Absatz 1)
	

	Verfahren nach dem Therapieunterbringungsgesetz
	

	Zu erfassen sind:
	§ 19 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Laufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	2.	Tag des Eingangs der 1. Schrift (Antrag)
	2.	Datum des Eingangs,

	3.	Antragstellende Behörde oder Einrichtung
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum oder Bezeichnung der Parteien 
oder Beteiligten sowie deren Anschrift:
a)	Kläger oder Antragsteller,
b)	Beklagter oder Antragsgegner,
c)	weiterer Beteiligter,

	4.	Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Wohnsitz (Aufenthalt) der betroffenen Personen
	

	5.	Entscheidung des Landgerichts – Therapieunterbringung
a)	einstweilig angeordnet am
b)	endgültig angeordnet am
c)	abgelehnt am
	§ 6 (3) 1Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft sind gesonderte Listen der Personen, gegen die eine Haft, Freiheitsentziehung oder Unterbringung vollzogen wird, zu führen. 2Hierbei sind das Aktenzeichen, der Name und Vorname der Person, der Beginn und das Ende der Maßnahme sowie besondere Fristen zu vermerken. 3Die besonderen Fristen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen. 4Die Listen müssen nach den in Satz 2 genannten Daten abrufbar sein.

	6.	Untergebracht bis
	

	7.	Erledigung des Verfahrens
	4.	Datum und Art der Erledigung,

	8.	Bemerkungen
	6.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	9.	Jahr der Weglegung
	5.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	Erläuterung:
	

	Anträge auf Verlängerung der Therapieunterbringung (§ 12 Absatz 2 ThUG) sind besonders kenntlich zu machen.
	§ 6 (3) 1Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft sind gesonderte Listen der Personen, gegen die eine Haft, Freiheitsentziehung oder Unterbringung vollzogen wird, zu führen. 2Hierbei sind das Aktenzeichen, der Name und Vorname der Person, der Beginn und das Ende der Maßnahme sowie besondere Fristen zu vermerken. 3Die besonderen Fristen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen. 4Die Listen müssen nach den in Satz 2 genannten Daten abrufbar sein.

	
	

	Muster 30 (§§ 38 Abs. 6 …)
	

	Verhandlungskalender für Zivilsachen des Landgerichts und für Zivil- und Familiensachen des Oberlandesgerichts
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen. 2In das Terminverzeichnis sind aufzunehmen:

	1.	Laufende Nummer für jeden Tag
	

	2.	Aktenzeichen
a)	erster Instanz
b)	zweiter Instanz
	6.	das Aktenzeichen,

	3.	Name
a)	des Antragstellers (Berufungs-) Klägers, Beschwerdeführers
b)	des Antragsgegners (Berufungs-) Beklagten, Beschwerdegegners
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	4.	Terminsstunde
	2.	das Datum,
5.	die Uhrzeit,

	5.	Name des Prozess- bzw. Verfahrensbevollmächtigten
a)	des Antragstellers (Berufungs-) Klägers, Beschwerdeführers
b)	des Antragsgegners (Berufungs-) Beklagten, Beschwerdegegners
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	6.	Neuer Termin ist anberaumt auf
	

	7.	Das Urteil, die Entscheidung nach Lage der Akten ist zur Geschäftsstelle gekommen am
	§ 6 (5) 1In Zivil-, Familien- und Strafsachen soll nach Abschluss einer Sitzung deren Ergebnis im zugelassenen Programm vermerkt werden. 2Bei Verkündung eines Urteils oder eines Beschlusses ist auch das Datum des Eingangs des vollständig abgefassten Urteils oder des Beschlusses in der Geschäftsstelle des Gerichts zu vermerken.

	8.	Bemerkungen / Die Akten liegen vor
	

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Spalten 1 bis 5 sind sogleich nach Terminbestimmung auszufüllen. Der Name des Anwalts der Gegenpartei ist nachzutragen, sobald er bekannt wird. Der Behördenleiter kann anordnen, dass die Spalten 5a und 5b unausgefüllt leiben.
	

	2.	Bei Anberaumung eines lediglich zur Verkündung einer Entscheidung bestimmten Termins ist dem Datum in Spalte 6 der Vermerk "VT" hinzuzusetzen. Der Verkündungstermin selbst ist in Spalte 1 durch "VT" zu kennzeichnen.
	

	3.	(Aufgehoben)
	

	4.	In Spalte 7 sind nur streitige, mit Tatbestand und Entscheidungsgründen sowie den erforderlichen Unterschriften der Richter versehene Urteile einzutragen. Wird ausnahmsweise ein Urteil ohne Tatbestand und Entscheidungsgründe der Geschäftsstelle übergeben (§ 315 Abs. 2 ZPO), so ist der Tag des Eingangs in Spalte 8b zu vermerken; Spalte 7 ist erst auszufüllen, wenn auch Tatbestand und Entscheidungsgründe der Geschäftsstelle übergeben werden.
In Spalte 7 ist zusätzlich der Tag in Klammern anzugeben, an dem der Berichterstatter das nur von ihm unterschriebene Urteil der Geschäftsstelle übergibt. In Sachen, in denen kein streitiges Urteil oder keine Entscheidung nach Lage der Akten ergangen ist, ist alsbald nach Bekanntwerden des Terminsergebnisses in Spalte 7 ein Schrägstrich (/) einzustellen.
	

	In Spalte 8a ist die Vorlegung der Akten an den Berichterstatter und an den Vorsitzenden gegebenenfalls auch an den Nebenberichterstatter (Referendar) zu vermerken; bei Rückkunft der Akten zur Geschäftsstelle ist der in Spalte 8a eingestellte Name zu durchstreichen.
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